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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DER IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER DER REGIE­
RUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN

vom 19. Dezember 1995

über den Schutz der Bürger der Europäischen Union durch die diplomatischen
und konsularischen Vertretungen

(95/553/EG)

Artikel 2

( 1 ) Die um Schutz ersuchten diplomatischen und
konsularischen Vertretungen geben dem Ersuchen statt,
sofern der Betreffende durch die Vorlage eines Reise­
passes oder eines Personalausweises nachweist, daß er die
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Union besitzt.

(2) Bei Verlust oder Diebstahl der Dokumente kann
jeder andere Nachweis für die Staatsangehörigkeit zuge­
lassen werden, nötigenfalls nach Uberprüfung bei den
Zentralbehörden des Mitgliedstaats, dessen Staatsangehö­
rigkeit der Betreffende beansprucht, oder bei der nächst­
gelegenen diplomatischen oder konsularischen Vertretung
dieses Staates.

DIE IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER DER REGIE­
RUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN
UNION —

entschlossen, die Errichtung einer immer bürgernäheren
Union voranzutreiben,

unter Berücksichtigung des mit dem Vertrag über die
Europäische Union eingeführten Status der Unionsbür­
gerschaft, der sich von der nationalen Staatsbürgerschaft
unterscheidet und in keiner Weise an ihre Stelle tritt,

in dem Wunsch, die Verpflichtung nach Artikel 8c des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
zu erfüllen,

in der Erwägung, daß diese gemeinsame Schutzregelung
dazu führen wird, daß die Identität der Union in Drittlän­
dern stärker wahrgenommen wird,

eingedenk dessen, daß die europäische Solidarität durch
die Einführung einer gemeinsamen Regelung für den
Schutz der Unionsbürger in Drittländern für die betrof­
fenen Bürger noch deutlicher wahrnehmbar wird —

BESCHLIESSEN :

Artikel 1

Jeder Bürger der Europäischen Union genießt den konsu­
larischen Schutz jeder diplomatischen oder konsulari­
schen Vertretung eines Mitgliedstaats, wenn es in dem
Hoheitsgebiet, in dem er sich befindet,
— weder eine erreichbare ständige Vertretung
— noch einen erreichbaren zuständigen Honorarkonsul

seines Mitgliedstaats oder eines anderen Staates gibt, der
die ständige Vertretung für seinen Mitgliedstaat wahr­
nimmt.

Artikel 3

Die diplomatischen und konsularischen Vertretungen, die
Schutz gewähren, behandeln den Schutzersuchenden wie
einen Staatsangehörigen des Mitgliedstaats, den sie
vertreten .

Artikel 4

Unbeschadet des Artikels 1 können die diplomatischen
und konsularischen Vertretungen praktische Vereinba­
rungen treffen, die eine effiziente Behandlung der
Schutzersuchenden ermöglichen .

Artikel 5

( 1 ) Der Schutz gemäß Artikel 1 umfaßt :
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besitzt, für ihn übernommene Kosten sowie ihm ausge­
zahlte Geldbeträge zuzüglich etwaiger Gebühren zu
erstatten .

(4) Die Regierung des Mitgliedstaats, dessen Staatsan­
gehörigkeit der Schutzersuchende besitzt, erstattet alle
Kosten auf Antrag der Regierung des Mitgliedstaats, der
die Hilfe leistet .

(5) Die zu verwendenden einheitlichen Formulare für
die RückZahlungsverpflichtung sind in den Anhängen I
und II enthalten .

Artikel 7

Dieser Beschluß wird fünf Jahre nach seinem Inkraft­
treten unter Berücksichtigung der gesammelten Erfah­
rungen und der Ziele des Artikels 8c des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft überprüft .

Artikel 8

Dieser Beschluß tritt in Kraft, wenn alle Mitgliedstaaten
dem Generalsekretariat des Rates den Abschluß der
Verfahren notifiziert haben, die nach ihrer Rechtsordnung
für die Anwendung dieses Beschlusses erforderlich sind.

Artikel 9

Dieser Beschluß wird im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht .

Geschehen zu Brüssel am 19. Dezember 1995.

Im Namen des Rates

a) Hilfe bei Todesfällen ,
b) Hilfe bei schweren Unfällen oder schwerer Erkran­
kung,

c) Hilfe bei Festnahme oder Haft,
d) Hilfe für Opfer von Gewaltverbrechen,
e) Hilfeleistungen für Unionsbürger in Not sowie ihrer
Rückführung.

(2) Darüber hinaus können die diplomatischen oder
konsularischen Vertretungen der Mitgliedstaaten in einem
Drittland, soweit sie hierfür zuständig sind, einem
Unionsbürger auf dessen Ersuchen auch in anderen
Fällen Hilfe gewähren .

Artikel 6

( 1 ) Ungeachtet des Artikels 3 und abgesehen von
äußersten Notfällen dürfen einem Unionsbürger ohne
eine Genehmigung der zuständigen Behörden des
Mitgliedstaats, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, keine
finanziellen Vorleistungen oder Hilfen gewährt werden
und keine Ausgaben für ihn übernommen werden ; die
Genehmigung wird vom Ministerium für auswärtige
Angelegenheiten oder von der nächstgelegenen diploma­
tischen Vertretung erteilt.

(2) Der Schutzersuchende muß sich verpflichten, die
finanziellen Vorleistungen oder Hilfen sowie die getä­
tigten Ausgaben und gegebenenfalls eine von den zustän­
digen Behörden angegebene Konsulargebühr in vollem
Umfang zu erstatten, sofern die Behörden des Mitglied­
staats, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, nicht
ausdrücklich von dieser Anforderung absehen.

(3) Die RückZahlungsverpflichtung wird in einem
Schriftstück festgehalten, mit dem der in Schwierigkeit
geratene Schutzersuchende sich verpflichtet, der Regie­
rung des Mitgliedstaats, dessen Staatsangehörigkeit er

Der Präsident

L. ATIENZA SERNA
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ANHANG I

EINHEITLICHES FORMULAR FÜR RÜCKZAHLUNGSVERPFLICHTUNGEN (FINANZIELLE VORLEISTUNGEN)

Der/die Unterzeichnete , (Herr/Frau) (vollständiger Name in Blockbuchstaben}

Inhaber des Reisepasses Nr ausgestellt in

bestätigt hiermit , von der Botschaft/dem Konsulat der/des (Land)
in

den Betrag von

als Vorauszahlung für

(einschließlich eventueller Konsulargebühren )

erhalten zu haben und verpflichtet sich , dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten/der Regierung nach

Maßgabe des innerstaatlichen Rechts dieses Staates den Gegenwert dieses Betrags in (Währung )

nach Aufforderung zu dem am Tage der Vorleistung geltenden Kurswert zurückzuzahlen

Anschrift (*) ( in Blockbuchstaben) (Land)

DATUM UNTERSCHRIFT

O Wenn Sie keine ständige Anschrift haben , geben Sie bitte eine Kontaktanschrift an .
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ANHANG II

EINHEITLICHES FORMULAR FÜR RUCKZAHLUNGSVERPFLICHTUNGEN (RÜCKFÜHRUNGEN)

Der/die Unterzeichnete (Herr/Frau) (vollständiger Name in Blockbuchstaben )

(Land)geboren in (Stadt)

am (Datum)

Inhaber des Reisepasses Nr .

am

ausgestellt in

und des Personalausweises Nr .

verpflichtet sich hiermit, den Gegenwert aller Geldbeträge , die vom Konsularbeamten der Regierung von

n zum Zwecke oder im Zusammenhang mit seiner

Rückführung und der Rückführung der ihn begleitenden Familienmitglieder nach

für ihn aufgewendet oder ihm vorgestreckt wurden , sowie

alle im Zusammenhang mit der Rückführung erhobenen Konsulargebühren nach Maßgabe des innerstaatlichen

Rechts dieses Staates an die Regierung von

nach Aufforderung zurückzuzahlen .

Dies sind im einzelnen :

i ) (*) Fahrtkosten

Lebensunterhalt

Verschiedenes

ABZÜGLICH des Beitrages des/der Unterzeichneten
KONSULARGEBÜHREN :

Rückführungsgebühr

Bearbeitungsgebühr

Paß-/D ringlichkeitsgebühren

(. . . Stunden , Stundensatz von )

ii ) (**) alle zum Zwecke oder im Zusammenhang mit der Rückführung des Antragstellers und der ihn
begleitenden Familienmitglieder gezahlten Beträge , die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieser
RückZahlungsverpflichtung nicht bestimmt werden können .

Mir ist bekannt, daß mir bis zur vollständigen Rückzahlung meiner Schuld normalerweise kein Reisepaß
ausgestellt wird .

Anschrift (***) (Blockbuchstaben) (Land)

DATUM UNTERSCHRIFT

O Gegebenenfalls streichen . Jede Streichung muß vom Konsularbeamten und von dem Schutzersuchenden am Rand para­
phiert werden .

(**) Gegebenenfalls streichen . Jede Streichung muß vom Konsularbeamten und von dem Schutzersuchenden am Rand para­
phiert werden .

(***) Wenn sie keine ständige Anschrift haben , geben Sie bitte eine Kontaktanschrift an .


